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NEWSLETTER  
REINHOLD HILBERS, MDL 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach einem spannenden Wahlabend freue ich 
mich Ihnen heute meinen 61. Newsletter 
zusenden zu dürfen. Sowohl die 
Bürgermeister- als auch die Europawahlen 
haben eindrucksvoll gezeigt, dass die CDU 
die gestaltende Kraft in der Grafschaft ist. 
Das Wahlergebnis ist uns Auftrag und 
Verpflichtung zugleich. Die Europawahlen 
haben ein eindeutiges Ergebnis gebracht.  Die 
EVP, zu der auch die Christdemokraten 
gehören,  ist die stärkste Fraktion im EU-
Parlament.  Jean-Claude Juncker muss nun 
auch Kommissionspräsident werden.  

Im Landtag beschäftigen wir uns derzeit mit 
diversen Themen wie der Finanzierung von 
Drittkräften in Kinderkrippen oder der 
Ausgestaltung der neuen EU-Förderperiode. 
Hier beabsichtigt die rot-grüne 
Landesregierung immer noch 50 Mio. Euro 
vor die Klammer zu ziehen und für 
Südniederachsen zu reservieren. Bislang 
standen allen Regionen – also auch uns – alle 
Mittel zur Verfügung. Es kam auf die Projekte 
an. Nun soll es Wirtschafts- und 
Strukturförderung nach Himmelsrichtungen 
geben.  

Über Anregungen zu den Themen meines 
heutigen Newsletters – aber auch darüber 
hinaus – freue ich mich wie immer sehr und 
hoffe von Ihnen zu hören.  

Herzliche Grüße 

 

Ihr Reinhold Hilbers 

BŸrgermeisterwahlen in der Grafschaft 

Drei von vier Bürgermeisterwahlen konnten 
die von der Grafschafter CDU unterstützten 
Kandidaten bei den Wahlen letzten Monat für 
sich entscheiden. Das ist ein großer Erfolg. 
Ich gratuliere Manfred Wellen, Günter 
Oldekamp und Daniela Kösters ganz herzlich.  

In Wietmarschen wird Manfred Wellen den 
erfolgreichen Kurs des ausscheidenden 
Bürgermeisters Alfons Eling fortsetzen.  Das 
Gleiche gilt für Günter Oldekamp, der in 
Neuenhaus in die Fußstapfen von Johann 
Arends tritt. In Emlichheim wurde mit 
Daniela Kösters die Amtsinhaberin mit 
Unterstützung der CDU wiedergewählt. 

In Bad Bentheim hat sich der engagierte und 
inhaltsstarke Wahlkampf von Heiner 
Beernink leider hingegen leider nicht 
ausgezahlt. In Zukunft wird die CDU nun 
weiter kritisch aber konstruktiv  mit dem 
wiedergewählten Bürgermeister zusammen-
arbeiten.  Heiner Beernink und die CDU 
haben einen engagierten Wahlkampf 
gemacht. Ich gratuliere auch Dr. Pannen zu 
seinem Wahlsieg. 

Ich freue mich mit allen neu- und 
wiedergewählten Bürgermeistern in meinem 
Wahlkreis in Zukunft vertrauensvoll für die 
Kommunen vor Ort zusammenzuarbeiten 
und gemeinsam für die Region einzustehen. 

Europawahl ein voller Erfolg 

Die Union konnte bei den Wahlen zum 
europäischen Parlament erneut ihren 
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Anspruch als stärkste Kraft behaupten. Die 
CDU hat damit alle bisherigen Europawahlen 
für sich entschieden. Die CDU ist damit 
eindeutig die Europa-Partei. Die CDU 
Niedersachsen hat das beste CDU-Ergebnis 
aller Bundesländer und sogar leicht dazu 
gewonnen. Das ist insbesondere auch das 
Verdienst von David McAllister. 

Dass die CDU auch in der Grafschaft in allen 
Gemeinden stärkste Kraft geworden ist, freut 
mich besonders. Das zeigt, dass wir in allen 
Grafschafter Kommunen stark sind. Daran 
werden wir bei den kommenden Wahlen 
erneut anknüpfen. 

Es ist keinesfalls so, dass die CDU-Hochburg, 
wie zu lesen war, schmilzt. Im Gegenteil: Die 
Verluste liegen unter dem 
Bundesdurchschnitt – und das mit einem 
neuen Kandidaten. Die CDU lag auch bei 
dieser Wahl deutlich über 50 Prozent. Die 
Euphorie über das Ergebnis der 
Sozialdemokraten kann ich nicht ganz 
nachvollziehen. Bundesweit unter 30 Prozent 
ist kein Grund zum Jubeln. Die SPD hat 
lediglich ihr katastrophales Ergebnis der  
letzten Wahl etwas aufgebessert.  

Entgegen des europa- und bundesweiten 
Trends spielen Extremisten und 
Europaskeptiker bei uns in der Grafschaft 
keine Rolle.  

Die AfD hat bei uns im Landkreis ihr 
bundesweit schlechtestes Ergebnis. Das führe 
ich auch darauf zurück, dass wir in der 
Grafschaft immer positiv über Europa 
gesprochen haben.  Einerseits zeigt das, dass 
es uns gelungen ist, Europa zu vermitteln. 
Andererseits wird daran deutlich, wie sehr 
die Menschen in unserer Grenzregion von der 
europäischen Idee überzeugt sind und 
Vorteile, die uns die EU gebracht hat 
schätzen. 

 

Krankenhausversorgung muss auch auf 
dem Land sicher sein 

 

Passend zum „Internationalen Tag der 
Krankenpflege“ hat die CDU-
Landtagsfraktion zur Fachtagung „Die 
Krankenhauslandschaft in Niedersachsen“ 
eingeladen. In Niedersachsen können mehr 
als 50 Prozent der Krankenhäuser ihre Kosten 
nicht mehr durch eigene Einnahmen decken. 
Was läuft falsch in der 
Krankenhausfinanzierung? Brauchen die 
Krankenhäuser einfach mehr Geld oder sind 
strukturelle Probleme die Ursache? Kurz, was 
ist zu tun? Das waren die Themen über die 
wir uns in der von mir vorbereiteten Tagung  
mit Experten unterhalten haben. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium für 
Gesundheit Herr Lutz Stropp hielt einen sehr 
interessanten Einführungsvortrag der eine 
gute Grundlage für die Beratungen in der 
CDU Landtagsfraktion zum Thema 
Krankenhauslandschaft in Niedersachsen 
war. Auch in der Fläche muss eine 
umfassende Krankenhausversorgung in 
Niedersachsen sichergestellt werden. Hier 
sind Kommunen, Land und Bund gemeinsam 
in der Pflicht. 
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In der Grafschaft können wir froh sein, dass 
der Landkreis mit der Fusion der beiden 
Nordhorner Krankenhäuser vor Jahren die 
richtigen Weichen gestellt hat, damit die 
Versorgung der Bevölkerung dauerhaft 
gesichert werden kann. 

Die CDU leitet aus der Veranstaltung 
deutliche Forderungen ab: 

1. Die Budget- und Tarifsteigerungen 
müssen auch bei den Menschen 
ankommen. 

2. Der Landesbasisfallwert 
(Abrechnungsgrundlage) muss auf 
den Bundesdurchschnitt angehoben 
werden.  

3. Es  muss mehr auf die Qualität und die 
Erreichbarkeit abgestellt werden.  

4. Die Investitionsmittel müssen erhöht 
und vor allem auf 
Strukturverbesserungen ausgerichtet 
werden (wie bei uns geschehen). 

5. Moderieren ist zu wenig. Wir fordern, 
dass die Landesregierung auch 
steuernd eingreift und Lösungen 
aufzeigt.    

Runder Geburtstag fŸr unsere Demokratie 

Seit dem 23. Mai 1949 ist unser Grundgesetz 
in Kraft. Dieser Tag ist ein Meilenstein für 
unser Land und unsere Demokratie. Das 
Grundgesetz sichert jedem Menschen, 
unabhängig von Rasse, Herkunft, Geschlecht 
oder Religion seine Würde zu. Das 
Grundgesetz ist der Gegenentwurf zur 
nationalsozialistischen Gewalt- und 
Willkürherrschaft. Es war uns in den letzten 
65 Jahren Richtschnur für politische 
Entscheidungen. Ohne unser Grundgesetz – 
das ursprünglich nur als Provisorium gedacht 
war – wäre unser Land heute nicht, was es ist. 

Unser Bundespräsident, Joachim Gauck hat 
es bereits Anfang des Jahres treffend auf den 
Punkt gebracht: „Dies ist ein gutes 
Deutschland; das beste, das wir kennen.“ 

Schuldenbremse 2017 weiterhin mšglich 

Angesichts der aktuellen Steuerschätzung 
habe ich die Landesregierung aufgefordert, 
endlich Haushaltskonsolidierung und Abbau 
der Neuverschuldung voranzutreiben, anstatt 
das Geld in rot-grüne Wahlversprechen zu 
stecken. Die Rahmenbedingungen sind 
günstig wie nie: Das Land kann mit weiteren 
Steuermehreinnahmen in Höhe von 171 
Millionen Euro bis 2017 rechnen und hat 
einen sehr guten Jahresabschluss 2013 
vorgelegt. 

Allein durch den späteren Verkauf von 
Landesvermögen hat Finanzminister 
Schneider in diesem Jahr 214 Millionen Euro 
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ungeplante Einnahmen. Außerdem sind in 
der Rücklage noch über 430 Millionen Euro.  

Trotz dem machte Rot-Grün im Jahr 2014  
100 Mio. Euro mehr Schulden als im Vorjahr. 
Während Minister Schäuble die 
Mehreinnahmen nutzt, um keine neuen 
Schulden zu machen, erhöht Niedersachsen 
und Rot-Grün die Kreditaufnahme.  

Unsere Forderung: Ein Nachtragshaushalt 
muss her. Die Neuverschuldung muss daher 
in diesem Jahr deutlich  runter. 

Für 2015 erwarten wir, dass der 
Finanzminister Niedersachsens 
Neuverschuldung deutlicher senkt als bisher 
geplant. Die Neuverschuldung muss 2015 
deutlich unter den bisher geplanten 600 
Millionen Euro bleiben. Rot-Grün muss 
zudem endlich an den Verhandlungstisch 
zurückkehren, um über das 
Neuverschuldungsverbot zu beraten. Wir 
verbuchen Rekordsteuereinnahmen, 
niedrigen Zinsen und hohen Rücklagen - es 
gibt keine Ausreden mehr für SPD und 
Grüne, sie müssen endlich über eine 
Schuldenbremse 2017 verhandeln. 

Mehr Beteiligung in Europafragen 

Wir wollen ein bürgernahes 
und kommunalfreundliches Europa: eine gute 
EU-Regionalpolitik, überschaubare und 
nachvollziehbare Regelungen sowie 
transparente Abläufe, möglichst wenig 
Bürokratie und nicht zuletzt eine 
zukunftsweisende regionale Förderpolitik. 

Der Niedersächsische Landtag soll künftig 
über politische Vorhaben der EU 
frühestmöglich durch die Landesregierung 
informiert werden. Zudem soll das Parlament 
mitreden können, wenn 
Gesetzgebungskompetenzen der 
Bundesländer auf die europäische Ebene 
übertragen werden. Das fordert der Entwurf 
für ein „EU-Beteiligungsgesetz", den die 

CDU-Landtagsfraktion jüngst verabschiedet 
hat. Die Gesetzgebungskompetenz der EU ist 
in den vergangenen Jahren stark gewachsen. 
Europäische Beschlüsse haben immer mehr 
Auswirkungen auf die Kompetenzen der 
Bundesländer und somit auf die Bürger. Mit 
einem Beteiligungsgesetz hätte der 
Niedersächsische Landtag frühzeitig die 
Möglichkeit, Stopp zu sagen. 

Nach dem Vorbild Baden-Württembergs sieht 
der CDU-Gesetzentwurf vor, dass die 
Informationsrechte des Landtags hinsichtlich 
EU-Vorhaben erweitert werden. Zudem wird 
die Landesregierung an Stellungnahmen des 
Landtags gebunden. Auf diese Weise werden 
europapolitische Vorgänge transparenter 
und finden somit mehr Akzeptanz bei den 
Bürgern. 

Voraussetzung für ein Beteiligungsgesetz ist 
eine Änderung der Niedersächsischen 
Verfassung. Hier ist die Unterrichtung des 
Landtags durch die Landesregierung zu 
verschiedenen Gegenständen vorgeschrieben 
(Art. 25). Ausdrücklich heißt es dort auch, 
dass ein Gesetz näheres regeln kann. Im 
Vergleich mit anderen Bundesländern hat der 
Niedersächsische Landtag bei EU-
Gesetzvorhaben nur wenig Mitspracherecht. 
Das soll sich ändern. 

 


